
 

 

 

Bekanntmachung 
der Landesdirektion Sachsen 

nach § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
für das Vorhaben 

„Wesentliche Änderung der Biogasanlage“ 
der SAD Sadisdorfer Agrar AG 

am Standort 01744 Dippoldiswalde OT Sadisdorf, Frauensteiner Straße 9 A 

GZ.: 44-8431/2364 

Vom 30. September 2020 

Gemäß § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), das zuletzt durch Artikel 117 der 
Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist, wird folgendes bekannt 
gemacht:  

Die SAD Sadisdorfer Agrar AG in 01744 Dippoldiswalde OT Sadisdorf, Frauensteiner Straße 
9 A beantragte mit Datum vom 6. August 2020 die Genehmigung gemäß § 16 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274), das zuletzt durch Artikel 103 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) 
geändert worden ist, für die wesentliche Änderung der Biogasanlage durch Erhöhung der Ein-
satzstoffmenge von Rindergülle auf 200 t/d und dem Einsatz von 8 t/d DST-Organischer NPK-
Dünger (Molkenschlempe). Das Vorhaben unterliegt dem Genehmigungsvorbehalt nach Num-
mer 8.6.3.1 i. V. m. der Nummer 1.2.2.2 der Anlage 1 zur Verordnung über genehmigungsbe-
dürftige Anlagen in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440). 

Die Biogasanlage ist der Nummer 8.4.2.1 i. V. m. der Nummer 1.2.2.2 der Anlage 1 zum Ge-
setz über die Umweltverträglichkeitsprüfung zuzuordnen. Für das Vorhaben war gemäß § 9 
Absatz 2 Nr. 2 und Absatz 4 i. V. m. § 7 Absatz 1 des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung eine allgemeine Vorprüfung zur Feststellung der Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht) durchzuführen. 

Die Vorprüfung der Landesdirektion hat ergeben, dass eine UVP-Pflicht nicht vorliegt, weil die 
Änderung erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht hervorrufen kann. 

Folgende Gründe werden für das Nichtbestehen der UVP-Pflicht nach Anlage 3 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung als wesentlich angesehen: 

 Durch die geplanten Änderungen erfolgt keine Beanspruchung neuer Flächen und 
ist kein Einfluss auf Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt zu erwarten. Es 
sind keine nachteiligen Wirkungen auf Reichtum, Verfügbarkeit, Qualität und Re-
generationsfähigkeit der natürlichen Ressourcen, insbesondere Fläche, Boden, 
Landschaft, Wasser, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, des Gebiets und seines 
Untergrunds zu erwarten. 

 Im Weiteren werden durch die Änderung keine neuen bzw. zusätzlichen Luftver-
unreinigungen verursacht. Ebenso ist von keiner erheblichen Beeinträchtigung 
durch Gerüche und Geräusche in der Nachbarschaft auszugehen. 

 Die geplanten Änderungen lassen keine Erhöhung der Anfälligkeit der Anlage für 
Störfälle, schwere Unfälle oder Katastrophen erwarten. 



 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 5 Absatz 3 Satz 1 des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung die vorgenannte Entscheidung der Landesdirektion Sachsen nicht 
selbstständig anfechtbar ist. 

Die entscheidungsrelevanten Unterlagen sind der Öffentlichkeit gemäß den Bestimmungen 
des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes vom 1. Juni 2006 (SächsGVBl. S. 146), das 
zuletzt durch Artikel 2 Absatz 25 des Gesetzes vom 5. April 2019 (SächsGVBl. S. 245) geän-
dert worden ist, in der Landesdirektion Sachsen, Dienststelle Dresden, Referat 44, Stauffen-
bergallee 2, 01099 Dresden zugänglich. 

Diese Bekanntmachung ist unter https://www.uvp-verbund.de/startseite im UVP-Portal der 
Länder einsehbar. 

Dresden, den 30. September 2020 

Landesdirektion Sachsen 
Bobeth 

Referatsleiter  
 

https://www.uvp-verbund.de/startseite

